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Wenn im kommenden Frühjahr in 
Frankreich ein neuer Staatspräsident 
gewählt wird, werden viele Französin-
nen und Franzosen im Zweifel massiv 
für das sprichwörtliche „kleinere Übel“ 
stimmen. Es wird im Französischen 
auch als vote utile bezeichnet – als 
nützliche Stimmabgabe. Auch wenn 
die meisten Linken oder Linksliberalen 
die Perspektiven illusionslos betrach-
ten, haben die Sozialdemokraten als 
stärkste Oppositionspartei doch aus-
gezeichnete Wahlaussichten. Stattliche  
35 Prozent der Stimmen im ersten Wahl-
gang werden ihrem Bewerber François 
Hollande derzeit prognostiziert. 

Soviel erhielt zuletzt François Mitter-
rand in den 80er Jahren. Vor zehn Jahren 
erzielte Chirac als stärkster Einzelkan-
didat im ersten Wahlgang nur 19 Pro- 
zent, vor vier Jahren dagegen Nicolas 
Sarkozy 31 Prozent als Kandidat eines 
geeinten und starken Rechtsblocks.

Nach einer bald zehnjährigen Oppo-
sitionsperiode hat die französische So-
zialdemokratie damit endlich wieder 
den Wind im Rücken. 2002 war sie für 
ihre damalige Regierungsbilanz abge-
straft worden – nur 16 Prozent stimm-
ten für Amtsinhaber Lionel Jospin, der 
nicht einmal die Stichwahl erreichte.

Doch diesmal möchte die linkslibera-
le Wählerschaft auf keinen Fall riskie-
ren, dass Sarkozy wiedergewählt wird. 
Zu sehr erscheint seine Politik heute als 
das mit Abstand größere Übel: seine 
Kahlschlagpolitik im Bildungswesen, 
die Steuergeschenke an Reiche und 
Gutverdiener in Höhe von 75 Mrd. Euro 
und die damit einhergehende Schwä-
chung der Kaufkraft von Lohnabhängi-
gen und Mittelschichten. 

Zum klaren Vorsprung für Hollande  
trägt auch bei, dass erstmalig den US-

amerikanischen primary elections 
nachempfundene Vorwahlen stattfan-
den. Daran beteiligten sich ansehn-
liche 2,6 Millionen Wahlberechtigte 
im ersten und sogar drei Millionen im 
zweiten Durchgang. An beiden Wahl-
tagen gelang es Hollande, sich gegen 
seine stärksten Konkurrenten, die Par-
teivorsitzende Martine Aubry und den 
Abgeordneten Arnaud Montebourg, 
durchzusetzen. Als einziger Kandi-
dat hatte letzterer Akzente jenseits des 
wirtschaftspolitischen Mainstreams ge- 
setzt, um sich vor der Stichwahl im 
zweiten Wahlgang dann doch für Hol-
lande als den aussichtsreicheren Kan-
didaten auszusprechen. 

Hollande selbst vertritt ein eher mo-
derat-bürgerliches Profil, das auf kon-
servative und liberale Wählerinnen und 
Wähler „beruhigend“ wirken soll. Im 
Juni dieses Jahres hatte sogar der frü-
here konservative Präsident Jacques 
Chirac, Staatsoberhaupt von 1995 bis 
2007, halb scherzhaft, halb ernst er-
klärt, auch er werde für Hollande stim-
men. Viele Bürgerliche und auch man-
che Entscheidungsträger in der Wirt-
schaft sind längst davon überzeugt, 
dass ein von linken Abenteuern kurier-
ter „Sozialist“ wie Hollande durchaus 
der richtige Mann für die nächste Präsi-
dentschaft sein könnte – verspricht die-
ser doch, weniger polarisierend zu sein 
als der aktuelle Amtsinhaber.

Anders als der hyperaktive und in al-
len Bereichen um Profilierung bemüh-
te Nicolas Sarkozy – der aus diesem 
Grund auch für viele Negativentwick-
lungen direkt verantwortlich gemacht 
wird –, dürfte Hollande weniger exzess-
haft wirken. „Pour une présidence nor-
male“, lautet denn auch sein Motto, mit 
dem er vor allem Stabilität und Sicher-
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heit verspricht. Auch an den Grund-
zügen der offiziell ausgerufenen Spar-
politik und den Vorstellungen „soli-
der Haushaltsführung“ rüttelt er nicht. 
Im Gegenteil verspricht Hollande ei-
nen relativ strengen Sparkurs, welcher 
schon ab 2013 zu einer Rückführung 
des Haushaltsdefizits auf die im Maas-
tricht-Vertrag vorgesehene Grenze von 
drei Prozent führen soll. Innerhalb von 
fünf Jahren will er die Neuverschul-
dung gar auf Null zurückfahren. 

Dabei spricht er mitnichten davon, 
die bestehende Vermögensverteilung 
anzutasten und eine strukturelle Um-
verteilungspolitik zwischen Kapital und 
Arbeit in Angriff zu nehmen. Vielmehr 
wolle er der Sparpolitik „einen neuen 
Sinn geben“: Neubelastungen sollten 
stärker auf obere Einkommensschich-
ten verteilt werden als unter der jetzi-
gen Regierung, deren unsoziale Steuer-
geschenke er zurücknehmen will. 

Kampfplatz Bildungspolitik

Eine wichtige Ausnahme von seinem 
Kurs der Haushaltskonsolidierung 
macht Hollande in der Bildungspolitik. 
Auf einer Wahlkampfveranstaltung am 
9. September versprach er, jene 60 000 
Stellen wieder zu schaffen, die Sarkozy 
seit seinem Amtsantritt 2007 in den öf-
fentlichen Schulen abgebaut hat (im 
laufenden Schuljahr 2011/12 sollen 
weitere rund 15 000 folgen). 

Mit dieser Ankündigung trat Hollan-
de im konservativ-wirtschaftsliberalen 
Lager prompt eine heftige Angstkam-
pagne los: Durch solche „leichtsinni-
gen Versprechungen“ gefährde er die 
Bestnote – das berühmte Triple A –, das 
Frankreich bislang durch die Rating-
agenturen gewährt wird. Dadurch dro-
he der wirtschaftliche Abstieg und die 
Verteuerung von Krediten auf den Fi-
nanzmärkten. Holland reagierte umge-
hend und präzisierte, es gehe nicht um 
die Wiederherstellung aller, aber „der 
meisten“ Stellen – wobei die angegebe-
ne Zahl von 60 000 nicht nur Lehrerin-

nen und Lehrer, sondern auch „Kran-
kenschwestern, Schulpsychologen und 
Verwaltungspersonal“ umfasse. 

Zumindest eine Umverteilungsforde-
rung übernahm Hollande von seinem 
Konkurrenten Montebourg: Dieser hat-
te gefordert, dass die öffentliche Hand – 
wenn sie schon Geld in Banken stecke, 
die Milliarden verspekuliert hatten – 
ein entsprechendes Stimmrecht in den 
Bankvorständen erhalten müssten. Auf 
eine derartig verstärkte Präsenz des 
Staates in den Banken hatte die Regie-
rung Sarkozy gerade verzichtet. 

Außenseiterchancen für  
Marine le Pen

Angesichts des zu erwartenden Zwei-
kampfs zwischen Hollande und Sar-
kozy bleibt für kleinere linke Kandi-
daturen nur ein relativ geringer Spiel-
raum. Die Wahlprognosen für Jean-Luc 
Mélenchon, den Co-Präsidenten der 
Parti de Gauche (Linkspartei, PG), os-
zillieren seit Monaten zwischen fünf 
und zehn Prozent. Die Bewerberin ei-
nes grün-linksliberalen Wahlbündnis-
ses, Eva Joly, liegt gar nur bei sechs 
Prozent. Ihr gelingt es kaum, in der Öf-
fentlichkeit von sich reden zu machen. 
Die vor allem aus dem Trotzkismus her-
vorgegangene radikale Linke, die im 
April 2002 noch 10,5 Prozent erhielt, 
wird dieses Mal voraussichtlich bedeu-
tungslos bleiben.

Bleibt als einzige ernsthafte Kon-
kurrentin Marine Le Pen, die seit Ja-
nuar dieses Jahres als Vorsitzende der 
Rechtsaußenpartei Front National am-
tiert. Neben ihrer schon traditionellen 
rassistischen Hetze gegen Einwande-
rer als angebliche Verursacher sozialer 
Probleme verspricht Le Pen auch einen 
wirtschaftlichen Protektionismus – ähn-
lich wie Teile der Linken. 

Tatsächlich sehen sich die sozialen 
Unter- und unteren Mittelklassen in zu-
nehmenden Maße durch die wirtschaft-
liche Entwicklung bedroht, was viel-
fach ein gesteigertes Schutzbedürfnis 
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hervorruft. Indem sich auch die radika-
le Rechte auf diesem Terrain platziert, 
versucht sie, frühere Links-Wähler zu 
sich herüber zu ziehen. Im Gegensatz 
zur Linken verspricht Marine Le Pen 
aber nicht nur einen Schutz des natio-
nalen Wirtschaftsraums auf EU-Ebene, 
etwa durch Zölle und Einfuhrsperren, 
sondern auch einen Ausstieg aus dem 
Euro und die Rückkehr zu den Natio-
nalwährungen. 

Damit steht der Front National wie-
derum im Gegensatz zur konservativ-
wirtschaftsliberalen Rechten um Sar-
kozy. Dieser artikuliert zwar seinerseits 
eine aggressiv-nationalistische Politik, 
verknüpft diese jedoch nicht mit dem 
Versprechen von Schutz durch Ab-
schottung des nationalen oder euro-
päischen Wirtschaftsraums. Vielmehr 
setzt er auf die Stärkung der nationalen 
Wettbewerbsfähigkeit zwecks Erobe-
rung auswärtiger Märkte. Angesichts 
dieses wirtschaftspolitischen Gegen-
satzes ist eine Allianz zwischen Konser-
vativen und Rechtsradikalen jedenfalls 
in naher Zukunft unwahrscheinlich. 

Überschneidungen zwischen Rechts-
regierung und Rechtsradikalen gibt es 
jedoch bei der Einwanderungspolitik, 
sprich: bei der Behandlung von Flücht-

lingen und Migranten. Unter den In-
nenministern Brice Hortefeux und 
Claude Guéant gestaltete sich diese im-
mer rigoroser. Auch in der Sozialpolitik 
hat die Regierung in den letzten Jah-
ren wenig Rücksicht auf die schwachen 
Mitglieder der Gesellschaft genom-
men. Kurz vor der Wahl drosselte sie ih-
re Gangart jedoch. Im zweiten „Sparpa-
ket“ dieses Jahres, von Anfang Novem-
ber, finden sich zwar wieder einige so-
ziale Belastungen, wie etwa die Anhe-
bung der Mehrwertsteuer für Grundbe-
darfsgüter. Auch wird die bereits 2010 
nach heftigen sozialen Widerständen 
beschlossene „Rentenreform“ früher 
rechtskräftig als geplant. Doch handelt 
es sich dabei um relativ kleine soziale 
Grausamkeiten. Die richtig großen, die 
in den Tagen zuvor öffentlich erwogen 
worden waren, wurden dagegen vor-
erst zurückgestellt. So wird es vorläufig 
keinen zweiten arbeitspflichtigen, aber 
unbezahlten Tag im Jahr geben (neben 
dem Pfingstmontag, der seit 2004 „zur 
Finanzierung der Solidarität mit Pflege-
bedürftigen“ dient) – schließlich möch-
te sich die Regierung Sarkozy nicht alle 
Chancen auf einen Wahlsieg verbauen. 
Schlecht genug – soviel ist heute bereits 
klar – stehen sie ohnehin.

Die Prognosen für die Schweizer Par-
lamentswahlen – Nationalrat (Volks-
vertretung) und Ständerat (Vertretung 
der Kantone) – waren eindeutig: Dem 
gesamteuropäischen Rechtstrend fol-
gend, erwartete man einen weiteren 
Erfolg der Schweizerischen Volkspartei 
(SVP) Christoph Blochers, der mit sei-
nen europa-, ausländer- und besonders 

islamfeindlichen Kampagnen in ganz 
Europa bekannt wurde und an der zü-
gigen Zerstörung des Restansehens der 
Schweiz fast so effizient arbeitet wie 
das kriminelle Geschäftsmodell Steuer-
betrug der Schweizer Banken und de-
ren Bankgeheimnis. Blocher führte den 
Wahlkampf denn auch mit mehr Geld 
als alle anderen Parteien zusammen 
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